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07. 10. 97 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 22. Dezember 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Aserbaidschanischen Republik 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


A. Zielsetzung 

Verstärkung der beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen durch Förde- 
rung und Schutz gegenseitiger Kapitalanlagen. 


B. Lösung 

Völkerrechtliche Absicherung von Direktinvestitionen, insbesondere 
durch Gewährleistung des freien Transfers von Kapital und Erträgen, 
Vereinbarung von Inländerbehandlung und Meistbegünstigung, Ent- 
eignungsschutz und Entschädigungspflicht sowie Rechtsweggarantie 
und internationaler Schiedsgerichtsbarkeit. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Es entsteht kein Vollzugsaufwand. 

E. Sonstige Kosten 

Kosten für die Wirtschaft und für soziale Sicherungssysteme ent- 
stehen nicht. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (412) - 651 09 ~ Ka 99/97 Bonn, den 7. Oktober 1 997 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 22. Dezember 1995 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Aserbaidschanischen Republik über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen mit Begründung 
und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist vom Bundesministerium für Wirtschaft und vom Aus- 
wärtigen Amt gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 716. Sitzung am 26. September 1997 gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 


Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 22. Dezember 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Aserbaidschanischen Republik 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Baku am 22. Dezember 1995 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Aserbaidschanischen Republik über 
die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen sowie dem 
dazugehörigen Protokoll vom selben Tage wird zugestimmt. Der Vertrag und 
das Protokoll werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 Abs. 2 und das 
Protokoll in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes erforderlich, weil das im Vertrag vereinbarte Diskriminierungsverbot 
sich auch auf Steuern bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den 
Gemeinden ganz oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 
Abs. 2 und das Protokoll in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, 
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da es 
sich um einen Rechtsrahmen handelt, der über den in der Bundesrepublik 
Deutschland ohnehin bestehenden Rechtsschutz nicht hinausgeht. 

Kosten bei Wirtschaftsunternehmen, insbesondere bei mittelständischen Unter- 
nehmen entstehen durch die Ausführung des Gesetzes nicht, da es aus- 
schließlich einen erweiterten völkerrechtlichen Rechtsschutz für Investitionen in 
Aserbaidschan schafft. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Aserbaidschanischen Republik 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

floroBop 

Me>Kfly OeflepaTMBHOM Pecnyö/iMKOM f epMaHun — - 
M A3ep6aMA>*<aHCKOM Pecnyö/iMKOM 

0 coAeMCTBkin ocyiAecTB/ieHMK) m Bsai/iMHoPi saiAbiTe KankiTa/ioB/ioKeHiiii 


(PeflepaTMBHaH Pecnyö/iMKa r epwaHMH 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Aserbaidschanische Republik - 

in dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
beiden Staaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Staatsangehörigen oder Gesellschaften des einen Staates 
im Hoheitsgebiet des anderen Staates zu schaffen, 

in der Erkenntnis, daß eine Förderung und ein vertraglicher 
Schutz dieser kapitalen lagen geeignet sind, die private wirt- 
schaftliche Initiative zu beleben und den Wohlstand beider Völker 
zu mehren - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Vertrags 

1. umfaßt der Begriff „Kapitalanlagen“ Vermögenswerte jeder 
Art, insbesondere 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken und 
Pfandrechte; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und andere Arten von 
Beteiligungen an Gesellschaften; 

c) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wirtschaftlichen Wert haben; 

d) Rechte des geistigen Eigentums, wie insbesondere 
Urheberrechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche 
Muster und Modelle, Marken, Handelsnamen, Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse, technische Verfahren, Know- 
how und Goodwill; 

e) öffentlich-rechtliche Konzessionen einschließlich Auf- 
suchungs- und Gewinnungskonzessionen; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt; 

2. bezeichnet der Begriff „Erträge“ diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage für einen bestimmten Zeitraum anfallen, 
wie Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen, Lizenz- oder andere 
Entgelte; 

3. bezeichnet der Begriff „Staatsangehörige“ 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

Deutsche im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland, 

b) in bezug auf die Aserbaidschanische Republik: 

natürliche Personen, die entsprechend der Gesetzgebung 
der Aserbaidschanischen Republik deren Bürger sind; 


M 

AsepöaMfljKaHCKaR PecnyöJiMKa 

>KejiaR yrjiyÖJiRTb sKOHOMMHecKoe coTpyflHUHecTBO wejKfly 
AByMR rocyAapcTBaMM, 

CTpeMHCb cosAaib ÖJiaronpMHTHbie ycnoBMH aji« ocyiAecT- 
B/ieHMR Kanma/ioß/iOKeHMM rpa?KAaH m/im ■ KOMnaHMM oAHÖro 
rocyAäpCTBa na leppHTopuM Apyroro rocyAapCTBa, 

cosHaeaR, hto coAertcTBHe ocyu^ecTsneHHio m AoroBopHaR 
saiAMTa 3THX KannTa/ioB/ioKeHMM Moryr oxcMBMTb MacTHyto 3 ko- 
HOMMHeCKyiO MHMMMaTMBy M npMyMHOKMTb ÖnarOCOCTORHUe 
OÖOMX HapOAOß, -- 

AoroBopM/iMCb 0 HMxcec/ieAyiouteM: 

CraTbH 1 

fl/iR uenePf HacTORu^ero floroßopa 

1 . TepMMH “KanMTa/10B/10)KeHMR” OXBaTblBaeT BCe BMAbl MMy- 
LqecTBeHHbix ueHHocTeM, m b nacTHOCTM 

a) coöcTBeiHHocTb B BMAe ABM>KHMbix M HeABHXCMMbix npeA* 
MeTOB, a TaiOKe Apyri^e MMyu 4 ecTBeHHbie npaaa, TaxHe 
KaK MnoTeHHbie npaea m npaaa sänora; 

b) npaea Ha AOAeaoe ynacTMe m APyrne ({lopMbi ynacTMR b 
KO wnaHHRx; 

c) npäBO TpeöoBaHMR no AeHe?KHbiM cpeACiaaM, 
MCn0Jlb30BaHHblM AJie C03AaHMR 3K0H0MMHeCKMX ueHHO- 

CTeM, M/iM ycjiyraw, HMetoiAMM sKOHOMMHecKyK) MeHHOCTb; 

d) npaaa MHTeJi/ieKTyanbHOM coöCTBeHHOCTM, TaxHe xaK, 
B HacTHOCTM, aBTopcKMe npaßB, naTeHTbl, no/iesHbie 
MOAejiM, npoMbiLijJieHHbie oöpasqbi m MOAeiiH, 
TOBapHbie 3HaKM, CpMpMeHHbie HaMMeHOBaHMR, npOM3- 
BOACTBeHHbie M KoiOiMepnecKMe TaiiHbi, TexHo/iorMR, 
“Hoy-xay” m “ryABMji”; 

e) oöiAecTBeHHO-npaBOBbie KOHMeccMM, BK/iioMaR KOHuec- 
CMM Ha pasaeAKy h Aoöbiny npMpOAHbix pecypcoa; 

MSMeneHMe bhas ß/ioxceHMR MMymecTBeHHbix qeHHOCTeM ne 
3aTparnBaeT hx cbohctbo kbk KanHianoß/ioKeHHe; 

2. repiviHH “AOxoAbi” osHanaeT cyMMbi, noRynaeMbie ot xann- 
Ta/iOBRoxceHHR 3a onpeAeneHHbiH nepnoA, TaxHe xax ao/ih 
npHöbi/iH, AMBHAeHAbi, npoMeHTbi, riHMeH3HOHHbie hjih Apy- 
rne B03Harpa>KAeHHR; 

3. TepMHH “rpa^KAane” o6o3HaHäeT 

a) B OTHomeHHH (DeAepaTHBHOH PecnyöjiHKH F epMannR*. 

HeMueB B cooTBeTCTBHH c OcHOBHbiM 3aKOHOM OeAepa- 
TMBHOH PeCnyÖAHKH r epMaHHR, 

b) B öTHOLueHHH A3ep6aHA>KaHCKOH PecnyöjiHKH: 

Cf)H3HHeCKHX JlHq, RBJlRfOlAHXCR B COOTBeTCTBHH C 3aKO- 
HOAaTe/ihCTßOM A3ep6aHA>KaHCKOH PecnyöjiHKH ee 
rpaxcAanaiviH; 
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4. bezeichnet der Begriff „Gesellschaften“ 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

jede juristische Person sowie jede Handelsgesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder 
ohne Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik Deutschland hat, gleichviel, 
ob Ihre Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder nicht, 

b) in bezug auf die Aserbaidschanische Republik; 

Gesellschaften, Firmen, Unternehmen und andere juri- 
stische Personen, die ihren Sitz im Hoheitsgebiet der 
Aserbaidschanischen Republik haben. 

Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheitsgebiet Kapital- 
anlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen 
Vertragspartei nach Möglichkeit fördern und diese Kapitalanlagen 
in Übereinstimmung mK ihren Rechtsvorschriften zulassen. Sie 
wird Kapitalanlagen in jedem Fall gerecht und billig behandeln. 


(2) Eine Vertragspartei wird die Verwaltung, die Verwendung, 
den Gebrauch oder die Nutzung der Kapitalanlagen von Staats- 
angehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei 
in ihrem Hoheitsgebi^ In keiner Weise durch willkürliche oder 
diskriminierende Maßnahmen beeinträchtigen. 


Artikels 

(1) Jede Vertragspartei behandelt Kapitalanlagen in ihrem 
Hoheitsgebiet, die im Eigentum oder unter dem Einfluß von 
Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertrags- 
partei stehen, nicht weniger günstig als Kapitalanlagen der eige- 
nen Staatsangehörigen und Gesellschaften oder Kapitalanlagen 
von Staatsangehörigen und Gesellschaften dritter Staaten. 

(2) Jede Vertragspartei behandelt Staatsangehörige oder 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei hinsichtlich Ihrer 
Betätigung im Zusammenhang mit Kapitalanjagen In ihrem 
Hoheitsgebiet nicht weniger günstig als ihre eigenen Staats- 
angehörigen und Gesellschaften oder Staatsangehörige und 
Gesellschaften dritter Staaten. 

(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf Vorrechte, die 
eine Vertragspartei den Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
dritter Staaten wegen ihrer Mitgliedschaft in einer Zoll- oder 
Wirtschaftsunion, einem gemeinsamen Markt oder einer Frei- 
handelszone oder wegen ihrer Assoziierung damit einräumt. 

(4) Die in diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vergünstigungen, die eine Vertragspartei den Staats- 
angehörigen oder Gesellschaften dritter Staaten aufgrund eines 
Doppelbesteuerungsabkommens oder sonstiger Vereinbarungen 
über Steuerfragen gewährt. 


Artikel 4 

(1) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaf- 
ten einer Vertragspartei genießen im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei vollen Schutz und volle Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen öder Gesellschaf- 
ten einer Vertragspartei dürfen im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei nur zum allgemeinen Wohl und gegen Ent- 
schädigung enteignet, verstaatlicht oder anderen Maßnahmen 
unterworfen werden, die in ihren Auswirkungen einer Enteignung 


4. TepMMH “KOMnaHMn” osHanaeT 

a) B oTHOLueHMH (DeAepaTMBHOM PecnyöjiHKH F epMaHMn: 

nioöoe lopMflMHecKoe jimuo mjim loproBoe oöimoctbo, 
npoHHe KOMnaHMM nnn oö'beAHHeHHn c npaBOM lopM- 
flMHecKoro JiMua mjim öea Hero, c mbctom pacnono>KeHMn 
Ha TeppmopHM OeAepaTMBHOM PecnyöJiMKH F epiviaHMn, 
HeesHpan Ha to, HanpaB/iena jim mx AeniejibHocTb na 
noiiyHeHMe npHöbiJiM mjim hbt; 

b) B OTHOoieHMM A 3 epöaMA>KaHCK 0 M PecnyöriMKM: 

KOMnaHMM, 4)MpMbr, npeAnpMHTMn m APyrMe lopMAMMec- 
KMe nMua c mbctom pacnojio^KeHMn Ha leppMTopMM Aaep- 
6 äMA>KaHCK 0 M PecnyöriMKM. 

CTaTbfl 2 

(1) KajKAafl M3 AoroeapMBaioiAMXcn CiopoH no Mepe 
B03MO>KHOCTeM ÖyAei CnOCOÖCTBOBaib KanMTaJlOBJ10>KeHMBM 
rpa>KAaH mjim KOMnaHMM APyroM floroBapMBaioiAeMcn CTopoHbi 
M öyAei paapeujaib 3 tm KanMianoeno^KeHMn b cooTßeTCTBMM co 
CBOMM oaKOHOAaTejibCTBOM. Ohb b Ka>KAOM cjiyHae ÖyAer 
oöpaiAaTbCB c KanMxanoBno^KeHMHMM co BcePi cnpaBBAiiM- 
BÖCTbK). 

(2) Hm OAHa m 3 AoroBapMBaioiAMxcn CiopoH Ha cbobm leppM- 
TOpMM HMKOMM OÖpaOOM HO ÖyAeT yiAeMriHTb 3a CHei npMHBTMB 
npoM3BonbHbix M/iM AHCKpMMMHauMOHHbix Mop ynpaBiieHMB M 
pacnopn^KeHMe KanMTanoBno^KeHMHMM rpaxg^anaMM mjim kom- 
naHMBMM APyroM AoroBapMBaioiAeMCfi CropoHbi, a raioKe 
npMMeneHMe m Mcnonb30BaHMe. 

CTaTbfl3 

(1) Ka>KAan m 3 floroaapMBaioiAMXcn CiopoH oöecneMMBäei 
Ha CBOeM TeppMTOpMM B OTHOLUeHMM KanMTaJIOBJIO^KeHMM, Haxo- 
AniAMXCB B COÖCTBeHHOCTM MJIM nOA BJIMBHMeM rpa^KAäH MJIM 
KOMnaHMM ApyroM AoroeapMBaiotAeMcn CiopoHbi, pe>KMM He 
Menee öjiaronpMBTHbiM, hbm b othoujohmm KanMTajioBjio>KeHMM 
COÖOTBeHHblX rpa^KAaH mjim KOMnaHMM MJIM KanMTajlOBnO>KeHMM 
rpa>KAaH M KOMnaHMM TpeibMx rocyAapcTB. 

(2) KaJKAan m 3 AoroBapMBaioujMxcfl CiopoH oöecneMMBaer 
Ha CBoePi reppMTopMM b OTHOUjeHMM rpa>KAaH mjim KOMnaHMM 
ApyrOM AorOBapMBaKDLABMCB ClOpOHbl B TOM, MTO KacaOTCB MX 
AeBTenbHOCTM B CBB3M C K8^nMTaJ10BJ10>KeHMBMM, pe>KMM He 
Menee ÖJiaronpMBTHblM, HeM B OTHOUJeHMM COÖCTBBHHblX 
rpa>KAaH mjim KOMnaHMM mjim rpaxcAan mjim KOMnaHMM TperbMX 
rocyAapcTB. 

(3) Gtot pe>KMM He pacnpocTpaHBeTCB na npeMMyiAecTBa, 
KOTopbie OAHa AoroeapMBaioiAancn CxopoHa npeAOCTaBJineT 
rpa>KAaHaM mjim KOMnaHMBM TpexbMx rocyAapcTB b cbrsm c mx 
ynaCTMeM B TaMO>KeHHOM mjim OKOHOMMHeCKOM COK>3e, OÖLAOM 
pblHKB MJIM 30He CBOÖOAHOM TOprOBJIM MJIM B CBB3M C MX dCCO- 
UMaUMOM C HMMM. 

(4) Pe>KMM, npeAOCTaBJlFieMblM B COOTBBTCTBMM C HaCTOBU4eM 
CxaibeM, He pacnpocTpaHneTcn na jibroTbi, KOTopbie oAna 
AoroBapMBaioLAaBCB CxopoHa npeAOCTaBjineT rpa)KAaHaM mjim 
KOM naHMHM TpexbMX rocyAapcTB Ha ocHOBaHMM corjraiueHMB o6 
M3Öe>KaHMM ABOMHOrO HaJ 10 r 006 jl 0 >KeHMB MJIM APyrMX AOrOBO- 
peHHOCTBM no HanoroBbiM BonpocaM. 

Cratbfl 4 

(1) KanMTajiOBJio>KeHMB rpaxcAaH MnM KOMnaHMM oahom 
A oroBapMBaiomeMCB CxopoHbi na xeppMTopMM APyroM Aoroea- 
pMBaiotAeMCB CTopoHbi nojiboyioTc^ noJiHOM aaiAMTOM m öeao- 
nacHOCTbK). 

( 2 ) KanMTanoBno>KeHMB rpaxcAan mjim KOMnaHMM oahom 
A oroBapMBaioiAeMcn CiopoHbi Moryr öbiTb noAßeprHyTbi 
MepaM no npMHyAMxejibHOMy M3-bBTMK), HauMOHajiMoauMM mjim 
A pyrMM MepaM, anajiorMHHbiM mm no cbomm nocneACTBMBM, na 
TeppMTopMM ApyroM AoroBapMBaiomeMCB CropoHbi TOJibKO b 
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oder Verstaatlichung gleichkommen. Die Entschädigung muß 
dem Wert der enteigneten Kapitalanlage unmittelbar vor dem 
Zeitpunkt entsprechen, in dem die tatsächliche oder drohende 
Enteignung, Verstaatlichung oder vergleichbare Maßnahme 
öffentlich bekannt wurde. Die Entschädigung muß unverzüglich 
geleistet werden und ist bis zum Zeitpunkt der Zahlung mit dem 
üblichen bankmäßigen Zinssatz zu verzinsen; sie muß tatsächlich 
verwertbar und frei transferierbar sein. Spätestens im Zeitpunkt 
der Enteignung, Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme 
muß in geeigneter Weise für die Festsetzung und Leistung der 
Entschädigung Vorsorge getroffen sein. Die Rechtmäßigkeit der 
Enteignung, Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme und 
die Höhe der Entschädigung müssen in einem ordentlichen 
Rechtsverfahren nachgeprüft werden können. 


(3) Staatsangehörige oder Gesellschaften einer Vertrags- 
partei, die durch Krieg oder sonstige bewaffnete Auseinander- 
setzungen, Revolution, Staatsnotstand oder Aufruhr im Hoheits- 
gebiet der anderen Vertragspartei Verluste an Kapitalanlagen 
erleiden, werden von dieser Vertragspartei hinsichtlich der Rück- 
erstattungen, Abfindungen, Entschädigungen oder sonstigen 
Gegenleistungen nicht weniger günstig behandelt als ihre eige- 
nen Staatsangehörigen oder Gesellschaften. Solche Zahlungen 
müssen frei transferierbar sein. 

(4) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten Angelegen- 
heiten genießen die Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
Meistbegünstigung. 

Artikel 5 

Jede Vertragspartei gewährleistet den Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei den freien 
Transfer der im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehen- 
den Zahlungen, insbesondere 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen; 

d) des Erlöses im Fall vollständiger oder teilweiser Liquidation 
oder Veräußerung der Kapitalanlage; 

e) der in Artikel 4 vorgesehenen Entschädigungen. 


Artikel 6 

Leistet eine Vertragspartei ihren Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften Zahlungen aufgrund einer Gewährleistung für 
eine Kapitalanlage im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, 
so erkennt diese andere Vertragspartei, unbeschadet der Rechte 
der erstgenannten Vertragspartei aus Artikel 1 0, die Übertragung 
aller Rechte oder Ansprüche dieser Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts 
auf die erstgenannte Vertragspartei an. Ferner erkennt die andere 
Vertragspartei den Eintritt der erstgenannten Vertragspartei in 
alle diese Rechte oder Ansprüche (übertragene Ansprüche) an, 
welche die erstgenannte Vertragspartei in demselben Umfang 
wie ihr Rechtsvorgänger auszuüben berechtigt ist. Für den 
Transfer von Zahlungen aufgrund der übertragenen Ansprüche 
gelten Artikel 4 Absätze 2 und 3 und Artikel 5 entsprechend. 


oöu^ecTBeHHbix MHTepecax m c BbinnaroM KOivineHcaMMM. Kom- 
neHcaMM^i jqon>KHa cooTBeiCTBOBaTb ctommoctm MS'bJiToro 
Kanma/iOB/ioKeHMyi, onpefle/ieHHOM HenocpeflCTBeHHO nepeA 
MOMeHTOM, KOrfla OCjDMMManbHO CTanO USBeCTHO O CjDaKTMHeCKM 
ocyu^ecTBneHHbix mjim npeflCTO^iiAnx Mepax no npMHyflMTejib- 
HOMy Ms-byiTHKD, HaMMOHannsaMMM mjim Mepax c aHanoruHHbiMM 
nocneflCTBMflMM. KoMneHcaqHa flo;i)KHa BbinnaHMBaTbCfl Hesa- 
MeflnMTe/ibHO m flo MOMeHia ee Bbinnaibi Ha cyMMy KOMnenca- 
MMM HaHMCnflIOTCfl ÖaHKOBCKkie npOqeHTbl B COOTBeJCTBHM c 
fleMCTBytOLMeM npoqeHTHOM ciaBKOM; OHa flon>KHa öbub npax- 
TMHecKM McnonbsyeMOM m cboöoaho TpaHCCjDepMpyeMOM. He 
nosflHee MOMeHia ocymecTBneHMfl npUHyflmenbHoro MS'bflTMfl, 
HaMMOHanM3ai4MM v\nv\ Mepbi, aHanorMHHOM mm no cBoeMy xapax- 
Tepy, flOJi>KHbi öbiTb npMHyiTbi Hafl;ie>Kau^Me npocjDM/iaKTMHecKMe 
Mepbi no onpefleneHMK) cyMMbi m nopaflKy Bbinnaibi KOMneHca- 
14 MM. jDlon>KHa öbiTb npeflycMOTpeHa B03M0>KH0CTb cyfleöHoro 
paccMOTpeHMa npaeoMepHocTM ocyiAeciBneHMyi npMHyflM- 
TeJlbHOrO M3'bflTMfl, HaMMOHanM3aMMM MJIM Mepbi, aHaJlOrMMHOM 
MM no cBoeMy xapaKiepy, a TaK>Ke pa3Mepa KOMneHcaqMM. 

(3) r pa>KflaHaM mjim KOMnaHM^M oahom floroBapMBaiomeMca 
CiopoHbi, KanMTanoBJio>KeHMflM KOTopbix HaHeceH ymepö Ha 
TeppMTopMM flpyroM floroBapMBaioLAeMcyi CiopOHbi BcneflCTBMe 
BOMHbl MriM npOMMX BOOpy>KeHHblX CTOriKHOBeHMM, peBOniOMMM, 
Mpe3BbiMaMHoro nonox<eHMa mjim MaTex<a, öyfler npeflociaBJieH 
3T0M floroBapMBaiou^eMca CiopoHOM pe)KMM, He Menee öiiaro- 
npMJITHblM B OTHOmeHMM B03MeLAeHMa yÖblTKOB, OTCTynHblX 
cyMM, KOMneHcai^M mjim npoHMx B03Harpa)KfleHMM, mbm ajiji 
CBOMX rpa>KflaH mjim KOMnaHMM. 3 tM CyMMbl flOJl>KHbl ÖbiTb cbo- 
öoflHO TpaHc$epMpyeMbiMM. 

(4) rpa)KflaHe mjim KOMnaHMM oahom floroBapMBaioiAeMca 
CiopoHbi Ha TeppMTopMM flpyroM floroaapMBaiou^eMca CiopoHbi 
nojibayiOTCJi pe>KMMOM HaMöojibmero ÖJiaronpMaicTBOBaHMa b 
OTHomeHMM BonpocoB, yperyjiMpOBBHHbix HacTOHmeM ciaibeM. 

Crarbfl 5 

Kax<flaH M3 floroBapMBaiOLMMxcH CiopoH rapaniMpyer 
rpa>KflaHaM mjim KOMnaHMJiM flpyroM floroeapMBaiOLMeMCH 
CiopoHbi CBOÖoflHbiM TpaHCCjDepT njiaTe>KeM b cbji3m c KanMia- 
J10BJ10>KeHMeM, B HaCTHOCTM: 

a) xanMiaJia m flonojiHMieJibHbix cyMM ajiji noflflep>KaHMJi mjim 
yßejiMHeHMfl oö-beMa KanMTajioBjio>KeHMfl; 

b) floxoflOB; 

c) cyMM, BbinjiaMMBaeMbix b norameHMe aaMMOB; 

d) BbipyHKM, B03HMKai0U^eM B CBH3M C nOJlHOM MJIM HaCTMHHOM 
jiMKBMflaqMeM mjim npoflaxceM KanMiajiOBJioKeHMJi; 

e) KOMneHcaqMM, npeflycMOipeHHbix b craibe 4 HacTOHmero 
floroBopa. 

CraTbfl 6 

Ecjim oflHa M3 floroBapMBaiou^MxcH CTOpoH ocyu^ecTBjiHei 
Bbinjiaiy cyMM cbomm rpa>KflaHaM mjim KOMnaHMjiM Ha ocHoea- 
HMM rapaHTMM KanMTaJlOBJlOKBHMJI Ha TeppMTopMM flpyrOM 
floroBapMBaiOLAeMCH CTopoHbi, to sTa flpyraa floroeapM- 
BaHDLAaHCJi CTopOHa, öea ymeMjieHMH ajih BbiTexaioLUMx m 3 
CTaTbM 10 HacTOHLuero floroBopa npae nepBOM floroBapM- 
BaiomeMCJi CTopOHbi, öyfleT npM3HaBaTb b CMJiy aaxoHa mjim 
floroBOpa nepeAany nepeoM floroeapMBaiou^eMCH CTopoHe 
Bcex npaB mjim npMTnaaHMM stmx rpa)KAaH mjim KOMnaHMM. 
KpoMe Toro, Apyran floroeapMBaioLAaacH CTOpOHa npManaeT 
BCTynjieHMe nepeoM floroeapMBaiomeMCH CTopoHbi bo Bce 3tm 
npaea mjim npMTJiaaHMH (nepeAannbie npaBa TpeöoBaHMH), 
KOTopbie nepBan florOBapMeaiomaJicji CTOpOHa Bnpaee ocy- 
LMecTBjifiTb B TOM >Ke oöbeMe, HTO M ee npeALAecTBenHMK no 
npaey. B otholuohmm TpaHCCjDepTa njiaTe>KeM, ocyiAecTBJiHe- 
Moro Ha ocHOBaHMM nepeAaHHbix npaB TpeöoBaHMa, abmct- 
ByioT cooTBeTCTBeHHO nyHKTbl 2 M 3 CTaTbM 4, a TaK)Ke CTaTbJi 
5 HacTOHU^ero floroBOpa. 
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Artikel 7 

(1) Transferierungen nach Artikel 4 Absatz 2 oder 3, Artikel 5 
oder 6 erfolgen unverzüglich zu jeweils gültigen Kurs. 


(2) Dieser Kurs muß dem Kreuzkurs (cross rate) entsprechen, 
der sich aus denjenigen Umrechnungskursen ergibt, die der 
Internationale Währungsfonds zum Zeitpunkt der Zahlung 
Umrechnungen der betreffenden Währungen in Sonderziehungs- 
rechte zugrunde legen würde. 

Artikel 8 

(1 ) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben diesem 
Vertrag zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, 
durch die den Kapitalanlagen der Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei eine günstigere 
Behandlung als nach diesem Vertrag zu gewähren ist, so geht 
diese Regelung dem vorliegenden Vertrag insoweit vor, als sie 
günstiger ist. 


(2) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung einhal- 
ten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheits- 
gebiet übernommen hat. 

Artikel 9 

Dieser Vertrag gilt auch für Kapitalanlagen, die Staats- 
angehörige oder Gesellschaften der einen Vertragspartei in 
Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften der anderen Ver- 
tragspartei in deren Hoheitsgebiet schon vor dem Inkrafttreten 
dieses Vertrags vorgenommen haben. 


Artikel 10 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspar- 
teien über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags 
sollen, soweit möglich, durch die Regierungen der beiden 
Vertragsparteien beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise 
nicht beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden 
Vertragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, 
der von den Regierungen der beiden Vertragsparteien zu be- 
stellen ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, der 
Obmann innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem 
die eine Vertragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die 
Meinungsverschiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten 
will. 


(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehal- 
ten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede 
Vertragspartei den Präsidenten des internationalen Gerichtshofs 
bitten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der 
Präsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags- 
parteien oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so 
soll der Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt 
auch der Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden 
Vertragsparteien oder ist auch er verhindert, so soll das im 
Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht die 


CraTbfl 7 

(1) TpaHccfiepT nnaie^KePi, yKasaHHbiM b nyHKTax 2 v\nv\ 3 
ciaibM 4, a lafOKe b ciaibBx 5 hhm 6, öyAei ocyiAecTBnBibCB 
HesaMeflnmenbHO no Kypcy, Ae^CTByKDLAeiviy b AaHHbiPi 

MOMeHT. 

(2) 3tot Kypc Aonx<eH cooTBeTCTBOBaib coBMeiMeHHOMy 
Kypcy (cross rate), BbiieKafoiAeiviy ms lex pacneiHbix xypcoB, 
KOTopbie Me>KAyHapoAHbiPi eanKDiHbiM c|}oha bsbh öbi sa ocHoey 
nepecMeia cooTBeTCTByKDiqMx BanK)T b cneuwanbHbie npaBa 
aamvicTBOBaHMFi b MoivieHT ocyLqecTBneHMB nnaie^KePi. 

CTajbH 8 

(1) Echm m 3 saKOHOABTenbCTBa oahom floroBapMBaKDiAePicB 
CTopoHbi MnM Me?KAyHapoAHO-npaBOBbix cornaujeHMPi, cyiAecT- 
ByKDLAMX Me>KAy florOBapMBaKDlAMMMCB ClOpOHaiVIM HapBAy c 
HaCTOBLAMM flOfOBOpOM HHM SaKDKDHaeiVIblX MDM B ÖyAyLMBM, 
BbiieKaKDT oöLMee mdm cneuManbHoe nono?KeHMe, cornacHo 
KOTopoMy KanmanoBno^KeHMB rpa)KAaH mdm KOMnaHMPi ApyroPi 
floroBapMBaKDLMePicB CiopoHbi nonbsyKDicB öonee önaronpMBi- 
HbtM pe>KmviOM, HeM no HacTOBiAeiviy floroBopy, to laKoe 
nono)KeHMe öyAei mvieib npemviyiAecTBo nepeA nonoxceHMBMM 
HacTOBiAero floroBopa b toPi nacTM, b KOTopoPi oho öonee öna- 
ronpMBTHo. 

(2) Ka)KAan H3 floroBapHBajomHxcn CiopoH öyAei coöhkd- 
Aaib nKDöoe APyroe oön3aTenbCTBo, Koiopoe OHa npMHnna Ha 
ceön B OTHOLueHHH KannTanoBno)KeHnPi rpa?KAaH hhh KOMnaHMPi 
APyroPi floroBapHBajoiAePicn CiopoHbi na CBoePi leppmopHM. 

CTaTbfl 9 

HacToniAMPi floroBop AePiciByei lafoxe b oiHomeHMM xanw- 
TanoBno>KeHnPi, KOiopbie öbmn ocyiAecieneHbi rpa>KAaHaMM 
MHM KOMnaHMBMH OAHOpl florOBapHBaKDlAePiCB ClOpOHbl B COOT- 
BeiCTBHM c aaKOHOAaienbCTBOM ApyroPi floroBapMBaKDiAePicn 
CiopoHbi Ha ee leppmopMH y)Ke ao BCiynneHMn b CHny 
HacTOBLAero floroBopa. 

Crarbfl 10 

(1) Cnopbi Me?KAy floroBapHBaKDLAMMHcn CiopoHaiviM o 
TonKOBaHMM MHH npHMeHeHMH HacToniAero floroBopa, no 
B03Mox<HOCTM öyAyi peLuaibCB npaBHienbCTBaiviM AByx floro- 
BapMBafoiAMXcn CiopoH. 

(2) Ecdm cnop He Mo^xei öbiib yperynMpoBan laKMivi nyieivi, 
TO no ipeÖOBaHHK) OAHOM H3 florOBapHBaKDLAHXCn ClOpOH OH 
nepeAaeicn na peineHMe apömpa>KHoro cyAa. 

(3) Apömpa>KHbiPi cyA coaAaeicn ahb Ka>KAoro KOHKpeiHoro 
cnyMan, npMHeivi Ka>KAan floroBapHBajoLAancn Ciopona 
HasHanaeT no oAHOiviy nneny apömpa>KHoro cyAa, h oöa nnena 
apöMTpax<Horo cyAa coBiviecTHO AoroeapHBaKDicn o xaHAMAaiy- 
pe rpa>KAaHMHa ipeibero rocyAapciBa, KOiopbiPi HaaHanaeTCFi 
npaBHienbCTBaiviM oöenx floroBapMBaiOLAMXcn CiopoH b 
K anecTBe npeAceAaienn apöMipaxcHoro cyAa. Hnenbi 
apÖMTpa?KHoro cyAa Aon>KHbi öbiib HaaHaneHbi b leneHMe AByx 
MecnueB, a npeAceAaienb apöMipa^KHoro cyAa - b leneHMe 
ipex MecnueB c MOMenia, KorAa oAna m 3 floroBapMBaioiAMxcn 
CiopoH cooöLAMT ApyroPi floroBapMBaioiAePicFi Ciopone o 
CBoeM HaiviepeHMM nepeAaib cnop na peujeHMe apöMTpax<Horo 
cyAa. 

(4) EcnM cpoKM, yKaaaHHbie b nyHKie 3 HacioniAeM CiaibM, 
He öyAyi coömoABHbi, lo npn oicyiciBMM mhoPi AoroBopen- 
HOCTM Ka)KAan floroBapMBaiOLAancn Ciopona Mox<eT oöpaiMibcn 
K npeAceAaienio Mex<AyHapoAHoro cyAa OOH c npocböoPi ocy- 
lAecTBMib HeoöxoAMMbie HaaHaneHMn. Ecnn npeAceAaienb 
MMeei rpa>KAaHCTBo oahoPi m 3 floroBapMBaiOLAMXcn CiopoH MnM 
Apyran npMHMHa Meinaei eiviy ocyiAeciBMib HaaHaneHMn, lo ero 
aaiviecTMTenb ocyiAeciBMi mx. B tom cnynae, ecnM m aaivieciM- 
lenb npeAceAaienn MMeei rpa>KAaHCTBo oahoPi m 3 floroeapM- 

BaiOLAMXCn ClOpOH, MnM oh nMUJeH B03M0>KH0CTM ACMCTBOBaib, 
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Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertragsparteien besitzt, 
die Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind bindend. Jede Vertragspartei trägt 
die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertretung in dem Ver- 
fahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie 
die sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragsparteien zu 
gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann eine andere 
Kostenregelung treffen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht 
sein Verfahren selbst. 


(6) Sind beide Vertragsparteien auch Vertragsstaaten des 
Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von Investi- 
tionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen anderer 
Staaten, so kann mit Rücksicht auf die Regelung in Artikel 27 
Absatz 1 des Übereinkommens das vorstehend vorgesehene 
Schiedsgericht insoweit nicht angerufen werden, als zwischen 
dem Staatsangehörigen oder der Gesellschaft einer Vertrags- 
partei und der anderen Vertragspartei eine Vereinbarung nach 
Maßgabe des Artikels 25 des Übereinkommens zustande 
gekommen ist. Die Möglichkeit, das vorstehend vorgesehene 
Schiedsgericht im Fall der Nichtbeachtung einer Entschei- 
dung des Schiedsgerichts des genannten Übereinkommens 
(Artikel 27) oder im Fall der Übertragung kraft Gesetzes oder auf- 
grund Rechtsgeschäfts nach Artikel 6 dieses Vertrags anzurufen, 
bleibt unberührt. 


Artikeln 

(1) Meinungsverschiedenheiten in bezug auf Kapitalanlagen 
zwischen einer der Vertragsparteien und einem Staatsangehö- 
rigen oder einer Gesellschaft der anderen Vertragspartei sollen, 
soweit möglich, zwischen den Streitparteien gütlich beigelegt 
werden. 

(2) Kann die Meinungsverschiedenheit innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung 
tlurch eine der beiden Streitparteien nicht beigelegt werden, so 
wird sie auf Verlangen des Staatsangehörigen oder der Gesöll- 
schaft der anderen Vertragspartei einem Schiedsverfahren unter- 
worfen. Sofern die Streitparteien keine abweichende Verein- 
barung treffen, sind die Bestimmungen des Artikels 10 Absätze 3 
bis 5 sinngemäß mit der Maßgabe anzu wenden, daß die Bestel- 
lung der Mitglieder des Schiedsgerichts nach Artikel 10 Absatz 3 
durch die Streitparteien erfolgt und daß, sovyeit die in Artikel 10 
Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehalten werden, jede 
Streitpartei mangels anderer Vereinbarungen den Präsidenten 
des Schiedsgerichtshofs der Internationalen Handelskammer in 
Paris bitten kann, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. 
Der Schiedsspruch wird nach innerstaatlichem Recht vollstreckt. 


(3) Die an der Streitigkeit, beteiligte Vertragspartei wird 
während eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines 
Schiedsspruchs nicht als Einwand geltend machen, daß der 
Staatsangehörige oder die Gesellschaft der anderen Vertrags- 
partei eine Entschädigung für einen Teil des Schadens oder den 
Gesamtschaden aus einer Versicherung erhalten hat. 


(4) Für den Fall, daß beide Vertragsparteien auch Vertrags- 
staaten des Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung 
von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen 
anderer Staaten geworden sind, werden Meinungsverschieden- 
heiten nach diesem Artikel zwischen den Streitparteien einem 
Schiedsverfahren Im Rahmen des vorgenannten Übereinkom- 
mens unterworfen, es sei denn, die Streitparteien treffen eine 


TO HasHaneHun ocyiMecTBMT cneflyiou^nM no HMHy nnen Me>Kfly- 
HapojqHoro cy^a. He nK/ieiOLMHH rpa>K;^aHCTBa o^hoh ms noro- 
BapMBaioLMMXcn CropoH, 

(5) ApöMTpajKHbtM cyfl BbiHOCMT CBoe pemeHMe öonbuJMHCT- 
BOM ronocoB. Ero peujeHMe MMeer oönsarenbHyK) CMJiy. 
Ka>KAan ms AoroeapMBaiOLMMXcn CropoH Hecer pacxoAbi, 
CBHsaHHbte c flenienbHOCTbK) HasHaneHHoro eio Hnena 
ap6MTpa)KHoro cyAa, a Taioxe no cBoewy npeflcraBMTenbCTBy 
B apöMTpax^HOM npOMecce; pacxOAi^i, cBnsaHHbie c Aanrenb- 
HOCTbK) npeAceAaTenn ap6MTpa>KHoro cyAa, a raioKe npOHMe 
pacxoAbt AoroeapMBaiOLAMecn CropoHbi Hecyr b paBHbix 
Aonnx. ApöMTpaTKHbiM cyA Mo>KeT AoroBopMTcn o APyroM ype- 
ryjiMpOBaHMM Bonpoca o HeceHMM pacxoAOB. ho BceM 
ocTanbHbiM Bonpocawi ap6MTpa>KHbiM cyA onpeAenner nopn- 
AOK CBOBM paÖOTbl CaMOCTOBTenbHO. 

(6) B TOM cnynae, ecHM o6e floroBapMBatoiAMecn CTopoHbi 
TäK)Ke BBABIOTCB TOCyAapCTBaMM-CMrHaTapMHMM KOHBeHMMM 
oö yperynMpoBaHMM cnopoB Me)KAy rocyAapcTBSMM m 
rpakAanaMM ApyrMX rocyAapcTB OTHOCMTenbHO KanMTano- 
Bno>KeHMfi OT 18 MapTa 1965T., Tp c yneTOM nono>KeHMM nyHK- 
Ta 1 CTaTbM 27 KOHBeHMMM HeBOaMO)KHO OÖpaTMTbCB K 
BbiLueyKasaHHOMy apöMTpaxcHOMy cyAy, noxa Me>KAy 
rpa>KAaHMH0M mam, KOMnaHMeM oahom AoroBapMBaiotAeMCB 
CTOpOHbi M ApypOM ßorOBapMBaiOLAeMCB CTOpOHOil AOCTMr- 
HyTa AoroBopeHHOCTb b cootbotctbmm co CTaTbeft 25 Kohbbh- 
MMM. 3tmm He saTparMBaeTCB BoaMO)KHOCTb ööpaTMTbcn k 
B biiueyKasaHHOMy apöMTpä>KHOMy cyAy b chynae HecoöniOAe- 
HMB peuieHMB apöMTpa)KHOro cyAa, Ae^CTeyioiAero b coot- 
BBTCTBMM C ynOMBHyTOM KOHBeHqMeM (CTatbB 27), MAM B 
cAysae nepeAann npae b CMAy saxoHa mam na oCHOBaHMM 
AoroBOpa corAacHO cTaTbM 6 HacToniAero ßoroBOpa. 

CTaTbfl 11 

(1) Cnopy oTHocMTeAbHO KanMTaAOBAO>KeHMfi Me)KAy oahom 
ßoroBapMBaioLAeMCA Ctopohom m rpa>KAaHMHOM mam KOMna- 
HMeM APyroM ßoroBapMBaiOLAe^ ÜTopOHbi no bosmo>khoctm 
AOA)KH bl peryAMpOBaTbCA CTOpOHaMM B cnope APy>KeCTBeHHWM 
rtyreM. 

(2) Ecam cnop He MO)KeT öbiTb yperyAMpoeaH b TeneHMe 
LUeCTM MeCAUeB C MOMeHTa SaABAeHMA 0 HeM oahom ms CTOPOH 
B cnope, TO no TpeöoßaHMio rpa>KAaHMHa mam KOMnaHMM APyroM 
ßoroBapMBaioLAePiCA CTopoHbt oh nepeAaeTCA na peuJeHMe 
ap6MTpa)KHoro cypa. Ecam cTopoHw b cnope ne AOroeapM- 
BaiOTCA o6 MHOM npoueAype, to cneAyeT cooTeeTCTBeHHo npn- 
MeHATb nyHKTbi 3-5 ctbtbm 10 HacTOAmero ßoroBopa TaxMM 
oöpasoM, HTOÖbt HasHaHeHMe nneHOB apöMTpa>KHoro cyAa ocy- 
LAeCTBAAAOCb CTOpOHaMM B COOpe B COOTBBTCTBMM C AyHKTpM 3 
CTaTbM 10 HacTOAU4ero floroBopa, m htoOw Ka)KAaA CTopoHa b 
cnope - B cAynae HecoönioABHMA cpoxa, yxasaHHoro b nyHKTe 
3 CTaTbM 10 HacTOAiAero ßoroBOpa m npw oTcyTCTBMM mhom 
A oroBopeHHöCTM - MorAa npocMTb npeAceAaTeAA ap6MTpa)K- 
Horo cyAa Me)KAyHapoAHOfi Top^OBoP^l naAaTbi b napM>Ke ocy- 
LAecTBMTb HeoöxoAHMbie HasHaneHMA. PemeHMe apÖMTpcOKHoro 
cyAa npMBOAMTCA B MCnOAHBHMe B COOTBeVcTBMM C HaqMO- 
HBAbHblM SaKOHOABTeAbCTBOM. 

(3) Bo BpeMA ap6MTpa)KHOro pasöMpaTeAbCTBa mam McnoA- 
HeHMA pemeHMA apöMTpa>KHoro cyAa ynacTByioiAaA b cnope 
AoroeapMBaioiAaACA CTopoHa He öyAeT BbtAßMraTb b xanecT- 
Be apryMBHTa to, hto rpa)KAaHMH mam xoMnaHMA APyroM 
AoroBapMBaioiAeMCA CTOpOHbi noAysMAM nacTMSHyx) mam 
nOAHyio xOMneHcaMMK) sa noHeceHHbiM yiAepö Ha ocHOBaHMM 
CTpaXOBaHMA. 

(4) Ecam o6e AoroBapMBaK)iAMecA CTopoHbi abaakjtca 
T ax>Ke rocyAapCTBaMM-CMTHaTapMAMM Kohbohmmm oö ypery- 
AMpoBaHMM cnopoB Me)KAy rocyAapcTBaMM m rpa>KAaHaMM Apy- 
TMX rocyAapcTB OTHOCMTBAbHO xanMTaAOBAO)KeHMM OT 18 MapTa 
1965 r, TO ynoMAHyrbie b HacTOAiABM CTaTbe cnopw MejxAy 
yHaCTByK)lAMMM B HMX CTOpOHaMM ÖyAyT paCCMaTpMBaTbCA B 
ap6MTpa>KHOM cyAe b cootbbtctbmm c BbimeyxasaHHofi Kohboh- 


11 



Drucksache 13/8692 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


abweichende Vereinbaaing; jede Vertragspartei erklärt hiermit 
ihr Einverständnis zu einem solchen Verfahren. 


Artikel 12 

Dieser Vertrag gilt unabhängig davon, ob zwischen den beiden 
Vertragsparteien diplomatische oder konsularische Beziehungen 
bestehen. 

Artikel 13 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi- 
kationsurkunden in Kraft. Er bleibt zehn Jahre lang in Kraft; nach 
deren Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer auf unbegrenzte 
Zeit, sofern nicht eine der beiden Vertragsparteien den Vertrag 
mit einer Frist von zwölf Monaten vor Ablauf schriftlich kündigt. 
Nach Ablauf von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit mit einer 
Frist von zwölf Monaten gekündigt werden. 


(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkraft- 
tretens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten die 
Artikel 1 bis 12 noch für weitere fünfzehn Jahre vom Tag des 
Außerkrafttretens des Vertrags an. 


Geschehen zu Baku am 22. Dezember 1995 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher, aserbaidschanischer und russischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschied- 
licher Auslegung des deutschen und des aserbaidschanischen 
Wortlauts ist der russische Wortlaut maßgebend. 


UMeM 3 a MCKniOHeHMeM Tex cnyHaeB, b OTHoiueHMvi KOTopbix 
CTopoHbi -B cnope floroBapMBaioTC« o6 mhom npoueflype; 
HacTOflutMM Ka>KAaB ßoroBapkiBaioLAaficB CropoHa Aaer CBoe 
cornackie Ha raKOw nopHAOK. 

CraTbfi 12 

HacTOBUiMM AoroBop AencTByeT HeaaBMcmvio ot toto, 
cyiAecTByioT nv\ Me?KAy oöemviM AoroBapviBaioiAMMvicfl Ciopor 
HaMM AHnnoMaTMHecKMe mhh KOHcynbCKvie OTHOLueHMfl. 

CTaTbn 13 

(1) HacTOflLAMM floroBop noA/ie>KMT paTH 4 )viKai 4 Mi^; oöivieH 
paTMCjSMKaLiMOHHbiMM TpaMOTaMH öyAeT ocyu^ecTBneH b r. Bohh 

B B 03 MOKHO KOpOTKMM CpOK. 

(2) HacTOHLAMM floroBOp Bcrynm b CMny nepes oahh mbchu 
nocne oöMeHa paTi 4 Ct 3 HKaL 4 HOHHbiMM rpaMoraMvi. Oh öyAer 
AeiicTBOBaTb b TeneHvie Aec^TM ner. Ecm hm OAHa m 3 floroBa- 
pMBaK>lAHXCH CrOpOH He 3 aHBMT B nMCbMeHHOM (JjOpMe 0 ACHOH- 
cauMM HacTo^LAero AoroBopa 3 a ABenaAUarb MecHueB ao 
MCT eneHMH cpoxa ero AencrBM«, HacTOHtAHM AoroBop npoAne- 
Baercfl na HeörpaHMneHHbiM cpoK. flo MCTeneHMM abchtm ner 
AeMCTBMe HacTOHmero AoroBopa MO>KeT öbiTb npexpau^eno b 
A ioöoe BpeMH npM coÖniOAeHMM cpoxa AeHOHcauMM b AßenaA- 
uarbMecHAeB. 

(3) B OTHoujeHMM KanMTanoBJioKeHMM, ocyiAecTBneHHbix ao 
MOMCHT a npexpaiAeHMH abmctbmh nacTOHLAero AoroBopa, 
noAoxceHMH crareM 1-12 ÖyAyr ocraBarbcH b CMJie b TeneHMe 
AanbHeMUJMX nHTHaAAaiM ner co ahh npexpaiAeHM« abhctbmh 
A oroBopa. 


CoBepLueHo b Eaxy 22 ABKaöpH 1995 r. b AByx noAHMHHbix 
3 K 3 eMn/iHpax, Ka>KAbiM Ha HeMeuKOM, a 3 ep 6 aMA>KaHCKoM m 
pyccKOM fl 3 biKax, npMHeM Bce TeKCTbi mmbiot cnny. B cAynae 
B 03 HMkH 0 BeHMR paCHOmaCMM B TOJIKOBaHMM HCMeAKOrO M 

a 3 ep 6 aMA>KaHCKoro tbkctob, ochobhwm cHMTaercH tbkct na 
pyCCKOM H 3 blKe. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a (DeAepaTMBHyio PecnyönMxy f epMaHMH 
Kinkel 

Für die Aserbaidschanische Republik 
3 a AaepöaM^pKaHCKyK) PecnyöAMxy 
Hassanov 
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Protokoll 

ripoTOKon 


Bei der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Aserbaidschanischen Republik 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapital- 
anlagen haben die Unterzeichneten Bevollmächtigten außerdem 
folgende Bestimmungen vereinbart, die als Bestandteile des 
Vertrags gelten: 

(1) Zu Artikel 1 

a) Erträge aus der Kapitalanlage und im Fall ihrer Wiederanlage 
auch deren Erträge genießen den gleichen Schutz wie die 
Kapitalanlage. 

b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der Staats- 
angehörigkeit gilt insbesondere als Staatsangehöriger einer 
Vertragspartei jede Person, die einen von den zuständigen 
Behörden der betreffenden Vertragspartei ausgestellten 
nationalen Reisepaß besitzt. 


(2) Zu Artikel 2 

a) Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit den Rechts- 
vorschriften einer Vertragspartei in ihrem Hoheitsgebiet von 
Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen Ver- 
tragspartei vorgenommen sind, genießen den vollen Schutz 
des Vertrags. 

b) Der Vertrag gilt auch in den Gebieten der ausschließlichen 
Wirtschaftszone und des Festlandsockels, soweit das Völker- 
recht der jeweiligen Vertragspartei die Ausübung von souve- 
ränen Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen Gebieten 
erlaubt. 


(3) Zu Artikel 3 

a) Als „Betätigung“ im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 ist ins- 
besondere, aber nicht ausschließlich, die Verwaltung, die 
Verwendung, der Gebrauch und die Nutzung einer Kapital- 
, anlage anzusehen. Als eine „weniger günstige“ Behandlung 
\ im Sinne des Artikels 3 ist insbesondere anzusehen: die 
unterschiedliche Behandlung im Falle von Einschränkungen 
des Bezugs von Roh- und Hilfsstoffen, Energie und Brenn- 
stoffen sowie Produktions- und Betriebsmitteln aller Art, die 
unterschiedliche Behandlung im Falle von Behinderungen 
des Absatzes von Erzeugnissen im In- und Ausland sowie 
sonstige Maßnahmen mit ähnlicher Auswirkung. Maß- 
nahmen, die aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung, der Volksgesundheit oder Sittlichkeit zu treffen 
sind, gelten nicht als „weniger günstige“ Behandlung im 
Sinne des Artikels 3. 


b) Die Bestimmungen des Artikels 3 verpflichten eine Vertrags- 
partei nicht, steuerliche Vergünstigungen, Befreiungen und 
Ermäßigungen, welche gemäß den Steuergesetzen nur den in 
ihrem Hoheitsgebiet ansässigen natürlichen Personen und 
Gesellschaften gewährt werden, auf im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei ansässige natürliche Personen und 
Gesellschaften auszudehnen. 

c) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den 
Aufenthalt von Personen der einen Vertragspartei, die im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsgebiet 


npM noAnMcaHMM floroeopa Me>KAy OeAepaiHBHOM Pecny- 

ÖJiMKOM r epMaHMFi M A3ep6aiiA>KaHCKOM PecnyönMKOM o 

coAeMCTBMM ocyiAecTBJieHMK) M BsauMHOM saiAMTe Kanmano- 

B;io>KeHMM HM>KenoAnMcaBLUMe ynojiHOMOHeHHbie jiMMa lafOKe 

AoroBopMJiMCb o cjieAyfOLAMx nojio>KeHMyix, yiB/iyitoiAHxc^i cocTaa- 

HOM HacTbio AoroBopa. 

(1) K CTaTbe 1 

a) AoxoAbi OT KanMTajiOBJio>KeHMyi m, b cnynae hx noBTopHoro 
Bjio>KeHHFi, AoxoAbi OT HHX nojibsyjOTCFi paBHOM c Kanmano- 
Bno>KeHnyiMn saiAHTOki. 

b) Bes yLAeMjieHHyi aji^i ApyrMX npoueAyp onpeAe/ieHkin 
rpa>KAaHCTBa, rpa>KAaHMHOM oahom AoroBapMBaK)LAeHCB 
CTOpOHbl, B HaCTHOCTH, CHHiaeTCfl J1K)6oe J 1 HI 40 , KOTOpOe 
HMeeT HauMOHanbHbiH sarpaHMHHbiH nacnopi, BbiAaHHbiH 
KOMneieHTHbiMM opraHaMH cooTBeTciByfOiAePi AoroBapM- 
BajOLAePicyi CiopOHbi. 

(2) K CTaTbe 2 

a) KannTajiOBJio>KeHnyi, ocyiAecTBneHHbie b cooTBeicTBHM 
c saKOHOAarejibCTBOM oahoh floroBapHBatoiAeHCFi 
CTOpOHbl Ha ee TeppMTOpHM rpa>KAaHaMn h^h KOMnaHH^MH 
ApyroM AoroBapHBaioiAeHCR CTOpOHbi, nonbsyiOTcyi nonnon 
saiAHTOM HacTORiAero AoroBopa. 

b) HacTOFiuAHH AoroBOp Ae^cTByeT TaioKe na TeppHTOpnn 
HCKJ1K)HMTej1bHOH SKOHOMMHeCKOH SOHbl H Ha KOHTHHeHTaJIb- 
HOM iuenbc|}e, nacKonbKo Me>KAyHapOAHoe npaao 
nosBonyieT cooTBeTCTayiOLAew AoroBapHBaiOLAekicR CTOpo- 
He HcnonneHHe cyaepeHHbix npae hjih nojiHOMOHHM b 
OTHO lljeHHH STMX TeppMTOpHH. 

(3) K CTaTbe 3 

a) B KanecTBe “Ae^TejibHOCTn” b cMbicjie nyHKTa 2 cTaTbH 3 
HacTOBiAero AoroBOpa cneAyeT pacciviaTpMBaTb, b hbctho- 
CTM, HO He HCKJiiOHMTenbHO ynpaBneHkie m pacnopB>KeHMe 
KanMTajiOBjio>KeHMeM, a Taioxe ero npmvieHeHne h Hcnonb- 
soBaHHe. B KanecTBe “Menee önaronpHBTHoro” pe>KMMa b 
cMbicjie CTaTbH 3 nacTOBmerp AoroBopa cjieAyeT, b nacT- 
HOCTH, paccMaTpHBaTbi pasjiHHHB pe>KHMa b cjiynae orpa- 
HHHeHHB B npHOÖpeTeHHH CbIpbB H BCnOMOraTBJIbHblX MaTe- 
pHanoB, SHeprHH h Tonjinea, a TaioKe Bcex bhaob cpeACTB 
npOHSBOACTBa H OÖOpOTHblX CpeACTB, paSJlHHHB pe>KHMa B 
cjiynae npenBTCTBHB cöbiTy npoAyKunn BHyTpH CTpanbi h sa 
rpaHHuen, a TaK>Ke npoHHe Mepbi c anaJiorHHHbiMH noc- 
jieACTBHBMH. Mepbi, npeAnpHHHMaeMbie b HHTepecax 
oöiAecTBeHHOH öesonacHocTH h oöiAecTBeHHoro nopBAKa, 
OXpaHbl SAOpOBbB HapOAa HBH HpaBCTBeHHOCTH, He CHH- 
TaiOTCB “Menee önaronpHBTHbiM” pe>KHMOM b CMbicne 
CTaTbH 3 HacTOBiAero AoroBopa. 

b) riojioKeHHB CTaTbH 3 HacTOBiAero AoroBOpa ne oÖBsyiOT 
AoroBapHBaiOLAyiocB CTopony pacnpocTpaHBTb nanoroBbie 
jibroTbi, ocBo6o>KAeHHB H ckhakh, npeAOCTaBjiBBMbie b 
COOTB eTCTBHH C HaJlOrOBblM SaKOHOAaTejIbCTBOM TOJlbKO 
C|}H3HHeCKHM JIHUaM H KOMnaHHBM C MBCTOM >KHTenbCTBa 
HJIH HaXO>KAeHHB Ha ee TeppHTOpHH, Ha C|3H3HHeCKHe JIHUa 
HJIH KOMnaHHH C MOCTOM >KHTeJ1bCTBa HJIH HaXOKAeHHB Ha 
TeppHTOpHH ApyrOH AorOBapHBaiOLAeHCB CTOpOHbl. 

c) B paMKax nauHonaJibHoro saKOHOAaTejibcTBa Aoroeapn- 
BaioiAHecB CTOpOHbl öyAyT 6jiaro>KejiaTejibHO paccMaTpH- 
BaTb 3aBBKH Ha BbesA n npeöbiBaHHe jihu oahoh Aoroeapn- 
BaioiAeHcB CTOpOHbl, HaMepeeaioiAHxcB npnexaTb na Tep- 
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der anderen Vertragspartei ein reisen wollen, wohlwollend 
prüfen; das gleiche gilt für Arbeitnehmer der einen Vertrags- 
partei, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei einreisen und sich 
dort aufhalten wollen, um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer 
auszuüben. Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitserlaubnis 
werden wohlwollend geprüft. 


(4) Zu Artikel 4 

Ein Anspruch auf Entschädigung besteht auch dann, wenn durch 
staatliche Maßnahmen in das Unternehmen, das Gegenstand der 
Kapitalanlage ist, eingegriffen und dadurch seine wirtschaftliche 
Substanz erheblich beeinträchtigt wird. 


(5) Zu Artikel 7 

Als „unverzüglich“ durchgeführt im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 
gilt ein Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt die 
normalerweise zur Beachtung der Transferförmlichkeiten erfor- 
derlich ist. Die Frist beginnt mit der Einreichung eines ent- 
sprechenden Antrags und darf unter keinen Umständen zwei 
Monate überschreiten. 


(6) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehen, wird eine 
Vertragspartei die Transportunternehmen der anderen Vertrags- 
partei weder ausschalten noch behindern und, soweit erforder- 
lich, Genehmigungen zur Durchführung der Transporte erteilen. 
Hierunter fallen Beförderungen von 

a) Gütern, die unmittelbar für die Kapitalanlage im Sinne des 
Vertrags bestimmt sind oder die im Hoheitsgebiet einer 
Vertragspartei oder eines dritten Staates von einem Unter- 
nehmen oder im Auftrag eines Unternehmens angeschafft 
werden, in dem Vermögenswerte im Sinne des Vertrags 
angelegt sind; 

b) Personen, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage 
reisen. 


Geschehen zu Baku am 22. Dezember 1995 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher, aserbaidschanischer und russischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschied- 
licher Auslegung des deutschen und des aserbaidschanischen 
Wortlauts ist der russische Wortlaut maßgebend. 


pMTopMK) flpyroM floroBapMBaioii 4 eMca CiopoHbi b cbbsm 
c KanMTajioB/io>KeHMeM; flaHHoe nojio)KeHMe pacnpo- 
CTpaHBeiCB TaK>Ke Ha ipyA^^u^HXC« oahom JEloroBapMBaKDU^ePi- 
CB CTOpOHbl, KOTOpbie B CBB3M c KanMTanoBJio>KeHMeM Haivie- 
peBaiOTCB npkiexaTb Ha Teppmopmo ApyroPi floroBapM- 
Baiou^eMCB CTOpOHbl M HaxoAMTbCB TaM c qejibio Bbinonne- 
HMB TpyAOBOM Ae^TenbHOCTM. Bjiaro>KejiaTenbHo öyAyi 
paccMaipHBaibCB TaK>Ke saBBKM na BbiAany paspeiueHMB na 
paöoTy. 

( 4 ) KcTaTbe 4 

ripaBo TpeöoBaHMB KOMneHcauMM cyiAeciByei laiOKe m b tom 
cjiynae, ecjiM rocyAapCTBo cbommm agmctbhbivim BivieiuMBaeTCB 
B npeAnpMBTMe, BBJiBiou^eecB oö'beKToivi KanMTajioBjio>KeHMB, 
M, TBM CaMblM, npHHHHBei eiViy CylAeCTBeHHblPi SKOHOIVlMHeCKMM 
yiMepö. 

( 5 ) KcTaTbe? 

TpaHCcjDepT CHmaeTCB Bbino/iHennbiivi “neaaivieA/inTejibHo” b 
CM bicjie nyHKTa 1 CTaibM 7 nacioBiAero AoroBopa b tom 
cjiynae, ecjiM oh BbinonnaeTCB b npeAe/iax Toro cpoxa, 
KOTOpbIM npM HOpMaJlbHblX OÖCTOBTejlbCTBaX TpeÖyeTCB AJl« 
coönioAeHMB cjDopMajibHocTeM ocyu^ecTBJieHMB TpaHCCt}epTa. 
CpoK HaHMHaeTCB c MOMBHTa noAaHM cooTBeTCTByiou^ePi 
saBBKM M HM B KOBM cjiyHae He Ao/i>KeH npeBbiLuaTb Asa MecBua. 

(6) npM nepeBosKe rpyaa m jimu b cbbsm c KanMTaJioBno>KeHMeM 
HM oAHa M3 AoroBapMBaiou 4 MxcB CTopoH He öyAGT 3anpeu4aTb 
MJIM npenBTCTBOBBTb TpaHCnopTHblM npeAnpMBTMBM APypOM 
AoroBapMBaioiAeMCB CTopoHbi ocyiAecTBJiBTb TpancnopTHbie 
onepauMM m öyAeT, no Mepe neoöxoAHMocTM, BWAaeaTb 
paapeiueHMB na BbinojineHMe stmx nepeeoaoK. CioAa othocbtcb 
nepeB03KM 

a) rpyaa, npeAHaaHaneHHoro HenocpeACTBenno a/i« KanMTa- 
noBrio>KeHMB b CMbicjie HacToaiAero JHoroBopa, mjim npMoö- 
peTaeMoro na TeppMTopMM oahom m3 AoroBapMBaioiAMxCB 
CTOpoH MJIM TpeTbero rocyAapcTBa 3a chbt cpeACTB mjim no 
nopyHBHMK) npeAnpMBTMB, b KOTopoe Bjio>KeHbi MMyu^ecT- 
BBHHbie ueHHOCTM B CMbicjie HacTOBiAoro floroBopa; 

b) J1MU, HaXOA^lAUXCB B KOMaHAMpOBXe B CBB3M C KaHMTBJlO- 
BJ10>KeHMeM. 


CoBepLueHO b Baxy 22 AGKaöpB 1995 r. b Aßyx noAJiMHHbix 
3K3eMnjiBpax, Ka>KAbiM Ha neMeuKOM, a3ep6aMA>KaHCKOM m 
pyCCKOM B3blKaX, npMHBM BCe TBKCTbl MMBIOT CMJiy. B cjiyHae 
B03HMKH0BeHMB paCHOfJiaCMM B TOJIKOBBHMM HBMeUKOrO M 
a3ep6aMA>KaHCKoro tbkctob, ochobhbim CHMTaeTCB tbkct na 
pyCCKOM B3blKe. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a (DeAepaTMBHyK) PecnyöjiMKy fepMaHMH 
Kinkel 

Für die Aserbaidschanische Republik 
3a A3ep6aMA>KaHCKyK) PecnyöJiMxy 
Hassano V 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 

Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt den wirt- 
schaftlichen Aufbau der Entwicklungsländer durch eine 
Reihe von Maßnahmen. Eine wichtige Roiie spielt dabei 
die Förderung privater Kapitaianlagen in Entwicklungs- 
iändern. Private Kapitaianlagen sind in besonderem Maße 
geeignet, die wirtschaftiiche Entwicklung dieser Länder 
zu fördern und ihre außenwirtschaftlichen Beziehungen 
mit der Bundesrepublik zu verstärken. Investitionen der 
privaten Wirtschaft vermitteln neben Risikokapital vor 
allem auch technisches Wissen und unternehmerische 
Erfahrung. ' 

Ein Mittei zur Förderung von Direktinvestitionen ist der 
Abschluß von Investitionsförderungsverträgen. Diese Ver- 
träge dienen der Förderung und dem Schutz privater 
Kapitalanlagen in Entwickiungsländern, indem sie be- 
stimmte Rahmenbedingungen in vöikerrechtlich verbind- 
iicher Form festlegen. 

Ein Vertrag ist ferner eine wichtige Voraussetzung für 
die Übernahme von Bundesgarantien gegen politische 
Risiken. Nach den Bestimmungen des Haushaltsgesetzes 
kann der Bund derartige Garantien grundsätziich nur 
dann übernehmen, wenn mit dem betreffenden Land 
ein Investitionsförderungs- und -schutzvertrag besteht. 

Der Vertrag zwischen der Bundesrepubiik Deutschland 
und Aserbaidschan entspricht im wesentlichen dem 
deutschen Mustervertrag, der auch Grundiage zahireicher 
entsprechender Verträge mit anderen Nachfoigestaaten 
der ehemaligen Sowjetunion ist. 

Aufgrund einer Note vom 20. Dezember 1995 wendet die 
Aserbaidschanische Repubiik den Vertrag bereits vor 
seinem Inkrafttreten vorläufig an. 

II. Zu den Vertragsbestimmungen 

Der Vertrag besteht aus 13 Artikeln; ihm ist ein Protokoll 
beigefügt. 

Zu Artikei 1 

Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe 
„Kapitalanlagen“, „Erträge“, „Staatsangehörige“ und 
„Gesellschaften“. Nach Protokollnummer 1 Buchstabe a 
genießen Erträge den gleichen Schutz wie die Kapital- 
anlage. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung enthält die allgemeine Förderungs- 
kiausei und das Prinzip einer gerechten und billigen 
Behandlung. Jede Seite sichert ferner zu, Kapitalanlagen 
von Investoren der anderen Seite nicht zu diskriminieren. 
Gemäß Protokoiinummer 2 Buchstabe a genießen die 
nach den Rechtsvorschriften des jeweiligen Landes 
vorgenommenen Kapitalanlagen den vollen Schutz des 
Vertrags. 

Nach Protokollnummer 2 Buchstabe b gilt der Vertrag 
auch in den Gebieten der ausschiießlichen Wirtschafts- 
zone und des Festlandsockels, soweit das Völkerrecht 
der jeweiligen Vertragspartei die Ausübung von souverä- 
nen Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen Gebieten 
erlaubt. 


Zu Artikel 3 

Hier ist der Grundsatz der Inländerbehandlung und 
der Meistbegünstigung niedergelegt. In der Protokoll- 
nummer 3 Buchstabe a werden einige Beispiele einer 
nach dem Vertrag unzulässigen Schlechterbehandlung 
aufgeführt. Protokollnummer 3 Buchstabe b stellt klar, 
daß die Gewährung bestimmter steuerlicher Vergünsti- 
gungen an Gebietsansässige nicht im Widerspruch zum 
Gebot der Inländerbehandlung steht. Protokollnummer 3 
Buchstabe c enthält eine Wohlwollensklausel hinsichtlich 
Einreise, Aufenthalt und Arbeitserlaubnis im Zusammen- 
hang mit einer Kapitalanlage. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung behandelt den Enteignungsschutz sowie 
die Entschädigungspflicht und den ordentlichen Rechts- 
weg bei Enteignungsmaßnahmen. Eine Enteignung oder 
Verstaatlichung ist nur zum allgemeinen Wohl und gegen 
wertentsprechende Entschädigung zulässig. Eine Ent- 
schädigungspflicht besteht gemäß Protokollnummer 4 
auch bei staatlichen Eingriffen in das Unternehmen, an 
dem der Investor beteiligt ist. Bei Verlusten an Kapital- 
anlagen infolge Krieg, Staatsnotstand oder sonstiger Aus- 
nahmesituationen wird Inländerbehandlung und Meist- 
begünstigung im Falle einer Entschädigung zugesichert. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung enthält das wichtige Prinzip des freien 
Transfers von Kapital und Erträgen. Danach werden die 
Konvertierung in Devisen sowie der Transfer von Kapitai 
und Erträgen, der Rückzahlung von Darlehen, des Erlöses 
im Falle der Liquidation oder Veräußerung einer Kapital- 
anlage sowie der in Artikel 4 vorgesehenen Entschädi- 
gungen gewährleistet. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung enthält den Grundsatz der Subrogation. 
Sie stellt sicher, daß die Bundesrepublik Deutschland 
im Falle einer Entschädigungszahlung an den deutschen 
Investor aufgrund einer Bundesgarantie gegen politische 
Risiken die auf sie übergegangenen Rechte und An- 
sprüche des Investors im eigenen Namen gegenüber dem 
Vertragspartner geltend machen kann. 

Zu Artikel 7 

Der Transfer nach Artikel 4, 5 oder 6 ist unverzüglich zu 
dem jeweils gültigen Wechselkurs durchzuführen. Dieser 
Kurs muß dem Kreuzkurs entsprechen, der sich aus 
der Umrechnung der jeweiligen Währungen in Sonder- 
ziehungsrechte des Internationalen Währungsfonds 
ergibt. 

Gemäß Protokollnummer 5 darf die Transferfrist zwei 
Monate nicht überschreiten. 

Zu Artikel 8 

Günstigere Regelungen für den Investor, sei es nach dem 
Recht des Anlagelandes oder aufgrund einer völkerrecht- 
lichen Verpflichtung, gehen vor (sog. Besserstellungs- 
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klausel). Zugleich sichern die Vertragsparteien zu, daß sie 
dem Investor gegenüber übernommene Verpflichtungen 
einhalten werden. 

Zu Artikel 9 

Der Vertrag gilt auch für Altinvestitionen, die vor seinem 
Inkrafttreten in Übereinstimmung mit den Rechtsvor- 
schriften der betreffenden Vertragspartei vorgenommen 
worden sind. 

Zu Artikel 10 

Die Bestimmung sieht das übliche Schiedsverfahren 
bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertrags- 
parteien über die Auslegung oder Anwendung des 
Vertrags vor. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel sieht eine internationale Schiedsgerichts- 
barkeit bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einem 
Investor und dem jeweiligen Gaststaat vor. 


Zu Artikel 12 

Der Vertrag enthält die übliche Fortgeltungsklausel, falls 
keine diplomatischen Beziehungen bestehen sollten. 

Zu Artikel 13 

Der Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Ratifikation. 
Nach dem Inkrafttreten gilt der Vertrag zunächst für 
zehn Jahre und wird sodann — mit zwölfmonatiger 
Kündigungsfrist — auf unbestimmte Zeit verlängert. Im 
Falle einer Kündigung bleiben die bis zum Außerkraft- 
treten des Vertrags vorgenommenen Kapitalanlagen noch 
weitere fünfzehn Jahre lang geschützt. 

Zum Protokoll 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
Ausführungsbestimmungen, die Bestandteil des Vertrags 
sind. Abgesehen von den im Zusammenhang mit den 
jeweiligen Artikeln erwähnten Bestimmungen enthält das 
Protokoll in Nummer 6 ein Diskriminierungsverbot bei 
Beförderungen von Gütern und Personen im Zusammen- 
hang mit einer Kapitalanlage. 
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